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Berliner Etikettenschwindel: der neue
Gesetzentwurf zur Umsetzung der

Europ�ischen Antidiskriminierungsrichtlinien

A lles neu macht der Mai? Von wegen.
SPD und CDU/CSU haben sich in der

Nacht vom 1. auf den 2. 5. 2006 auf einen
Gesetzentwurf zur Umsetzung der Europ�-
ischen Antidiskriminierungsrichtlinien ge-
einigt, der nach dem Willen der Bundesre-
gierung schon zum 1. 8. 2006 in Kraft treten
soll. Weit gefehlt, wer damit gerechnet hat,
nach so langem Ringen werde ein politi-
scher Kompromiss herauskommen. Neu ist
nur der Titel: Das Kernst�ck des Gesetzes
zur Umsetzung der Europ�ischen Anti-
diskriminierungsrichtlinien soll nun nicht
mehr wie unter der �gide von Rot/Gr�n
„Antidiskriminierungsgesetz“ heißen, son-
dern „Allgemeines Gleichbehandlungsge-
setz“. Im �brigen bleibt aber (fast) alles
beim Alten.

Auch nach dem Entwurf der Großen Koaliti-
on soll der Arbeitgeber grunds�tzlich f�r Be-
nachteiligungen durch Vorgesetzte, Kolle-
gen und sogar betriebsfremde Dritte haften.
Dabei ist weiterhin eine unbegrenzte Ersatz-
pflicht f�r materielle Sch�den und zus�tz-
lich eine Verpflichtung zum Ersatz eines im-
materiellen Schadens („Schmerzensgeld“)
vorgesehen. Ebenso wie beim alten Entwurf
von Rot/Gr�n fehlt es auch bei dem Entwurf
eines Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes an einer praktikablen Verzahnung
mit dem K�ndigungsschutzrecht. Die inso-
weit vorgesehene Regelung („F�r K�ndi-
gungen gelten vorrangig die Bestimmungen
des K�ndigungsschutzgesetzes.“) l�sst mehr
Fragen offen, als sie beantwortet. Sie hat
schon beim ersten Anlauf f�r „Heiterkeit“
bei Arbeitsrechtsexperten gesorgt. Ein eige-
nes Klagerecht f�r Betriebsr�te und im Be-
trieb vertretene Gewerkschaften soll es auch
nach dem neuen Gesetzentwurf geben.
Zudem bleibt die Antidiskriminierungs-
stelle bestehen, die weiterhin f�r alle
Diskriminierungsmerkmale zust�ndig sein
wird und beim Bundesministerium f�r Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend angesie-
delt werden soll. Schließlich soll das allge-
meine zivilrechtliche Benachteiligungsver-
bot nach dem Willen der Großen Koalition
weiterhin weit �ber die europ�ischen
Vorgaben hinaus ausgedehnt werden und
neben den Diskriminierungsmerkmalen

Rasse, ethnische Herkunft und Geschlecht
auch die Kriterien der sexuellen Orientie-
rung, der Behinderung, des Alters, der Reli-
gion und der Weltanschauung erfassen.
Einzig die wahnwitzige Idee eines Ver-
bandsklagerechts f�r Antidiskriminierungs-
verb�nde wurde aus dem alten Gesetzent-
wurf nicht �bernommen. Die anderen �n-
derungen sind marginal und f�r die Praxis
nur von untergeordneter Bedeutung. So
hilft es etwa wenig, dass die Frist zur Gel-
tendmachung eines Schadensersatzan-
spruchs wegen Diskriminierung von sechs

auf drei Monate verk�rzt oder der Rechtfer-
tigungsgrund bei einer unterschiedlichen
Behandlung aus Gr�nden der Religion zu-
gunsten der Kirchen ausgeweitet wurde.

Der Gesetzentwurf in seiner vorliegenden
Fassung ist eine große Entt�uschung f�r alle,
denen der Wirtschaftsstandort Deutschland
am Herzen liegt und die ihre Hoffnungen
auf dieUnion und ihre Ank�ndigung gesetzt
haben, f�r eine 1:1-Umsetzung der Europ�-
ischen Richtlinien sorgen zu wollen. Offen-
bar wurden die mahnenden Stimmen aus
der Wirtschaft von der Politik nicht ernst ge-
nommen. Dabei sind die Bedenken gegen
ein „großes“ Antidiskriminierungsrecht,
wie es der Gesetzentwurf vorsieht, leider nur
allzu berechtigt. Nat�rlich ist niemand ge-
gen ein Verbot von Diskriminierung. Aber es
wird dabei immer wieder vergessen, dass es
in Deutschland bereits rechtliche Grundla-
gen gibt, die Benachteiligungen im Berufs-
und Arbeitsleben aus Gr�nden z.B. des Ge-
schlechts, einer Behinderung, aber auch we-
gen Rasse, ethnischer Herkunft usw. verbie-
ten. Man denke etwa an die Spezialregelun-
gen in §§ 611a, 611b und 612 Abs. 3 BGB
oder in § 81 Abs. 2 SGB IX, aber auch an das
Besch�ftigtenschutzgesetz und den allge-
meinen arbeitsrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatz, der jedwede sachfremde
Differenzierung verbietet. Dar�ber hinaus
gibt es in Deutschland – anders als in vielen
anderen europ�ischen L�ndern – ein ausge-
feiltes K�ndigungsschutzrecht, das ein im
internationalen Vergleich hohes Schutzni-
veau f�r Arbeitnehmer garantiert. Es w�rde
v�llig ausreichen, die vorhandenen Instru-
mentarien behutsam an die vereinzelt da-
r�ber noch hinausgehenden Vorgaben der
Europ�ischen Richtlinien anzupassen. Statt
dessen wird von der Großen Koalition ohne
Not auf das vorhandene K�ndigungsschutz-
recht und die weiteren schon existierenden
Arbeitnehmerschutzrechte ein komplettes,
die europ�ischen Vorgaben �bertreffendes
Antidiskriminierungsrecht nach anglo-
amerikanischem Vorbild „aufgesattelt“.
Wer derart Gift auf das zarte Pfl�nzchen
Wirtschaftswachstum gießt, darf sich nicht
wundern, wenn dieses verk�mmert und
eingeht. Arbeitgeber werden sich in Zukunft
zweimal �berlegen, ob sie neue Arbeitspl�t-
ze in Deutschland schaffen. Ohne offene
Stellen gibt es zwar keine Diskriminierung
bei der Einstellung. Das ist aber nur ein
schwacher Trost.

Was lange w�hrt, wird noch
lange nicht gut: Der neue
Entwurf eines Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes
ist keine 1:1-Umsetzung der
Europ�ischen Antidiskriminie-
rungsrichtlinien, sondern eine
1:1-Kopie des rot/gr�nen
Entwurfs eines Antidiskrimi-
nierungsgesetzes.
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